
2.13 Sachsen 

Verfassung des Freistaates Sachsen 
Vom 27.05.1992 (Sächsisches GVBl. S. 243) 

1. Abschnitt: Die Grundlagen des Staates 

Artikel 5 

(...) 

(2)  Das Land gewährleistet und schützt das Recht nationaler und ethnischer Minderheiten deutscher 
Staatsangehörigkeit auf Bewahrung ihrer Identität sowie auf Pflege ihrer Sprache, Religion, Kultur 
und Überlieferung.  

(...) 

Artikel 9 

(1)  Das Land erkennt das Recht eines jeden Kindes auf eine gesunde seelische, geistige und körperli-
che Entwicklung an.  

(2)  Die Jugend ist vor sittlicher, geistiger und körperlicher Gefährdung besonders zu schützen.  

(...) 

2. Abschnitt: Die Grundrechte 

Artikel 18 

(...) 

(3)  Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, sei-
ner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benach-
teiligt oder bevorzugt werden. 

Artikel 19 

(1)  Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen 
Bekenntnisses sind unverletzlich. 

(2)  Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet. 

Artikel 22. 

(1)  Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz des Landes. 

(...) 

4. Abschnitt: Die Staatsregierung 

Artikel 61 



Die Mitglieder der Staatsregierung leisten beim Amtsantritt den Amtseid vor dem Landtag. Er lautet: 
"Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohl des Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden 
von ihm wenden, Verfassung und Recht wahren und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfül-
len und Gerechtigkeit gegenüber allen üben werde." Der Eid kann auch mit der Beteuerung "So wahr 
mir Gott helfe" geleistet werden. 

7. Abschnitt: Die Verwaltung 

Artikel 82 

(1)  Die Verwaltung wird durch die Staatsregierung, die ihr unterstellten Behörden und durch die Trä-
ger der Selbstverwaltung ausgeübt. Sie ist dem Wohl der Allgemeinheit verpflichtet und dient dem 
Menschen.  

(2)  Träger der Selbstverwaltung sind die Gemeinden, die Landkreise und andere Gemeindeverbände. 
Ihnen ist das Recht gewährleistet, ihre Angelegenheiten im Rahmen der Gesetze unter eigener Ver-
antwortung zu regeln.  

(3)  Andere öffentlich-rechtliche Körperschaften, Anstalten und Stiftungen sind nach Maßgabe der 
Gesetze Träger der Selbstverwaltung.  

Artikel 92 

(...) 

(2)  Jeder Beamte leistet folgenden Amtseid: "Ich schwöre, daß ich mein Amt nach bestem Wissen 
und Können führen, Verfassung und Recht achten und verteidigen und Gerechtigkeit gegenüber allen 
üben werde." Der Eid kann auch mit der Beteuerung "So wahr mir Gott helfe" geleistet werden. 

9. Abschnitt: Das Bildungswesen 

Artikel 101 

(1)  Die Jugend ist zur Ehrfurcht vor allem Lebendigen, zur Nächstenliebe, zum Frieden und zur Er-
haltung der Umwelt, zur Heimatliebe, zu sittlichem und politischem Verantwortungsbewußtsein, zu 
Gerechtigkeit und zur Achtung vor der Überzeugung des anderen, zu beruflichem Können, zu sozia-
lem Handeln und zu freiheitlicher demokratischer Haltung zu erziehen. 

(...) 

Artikel 102 

(...) 

(2)  Für die Bildung der Jugend sorgen Schulen in öffentlicher und in freier Trägerschaft.  

(3)  Das Recht zur Errichtung von Schulen in freier Trägerschaft wird gewährleistet. Nehmen solche 
Schulen die Aufgaben von Schulen in öffentlicher Trägerschaft wahr, bedürfen sie der Genehmigung 
des Freistaates. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn sie in ihren Lehrzielen und Einrichtungen so-
wie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den Schulen in öffentlicher 
Trägerschaft zurückstehen und eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern 
nicht gefördert wird. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stel-
lung der Lehrkräfte nicht genügend gesichert ist.  



(4)  Unterricht und Lernmittel an den Schulen in öffentlicher Trägerschaft sind unentgeltlich. Soweit 
Schulen in freier Trägerschaft, welche die Aufgaben von Schulen in öffentlicher Trägerschaft wahr-
nehmen, eine gleichartige Befreiung gewähren, haben sie Anspruch auf finanziellen Ausgleich.  

(5)  Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 105 

(1)  Ethikunterricht und Religionsunterricht sind an den Schulen mit Ausnahme der bekenntnisgebun-
denen und bekenntnisfreien Schulen ordentliche Lehrfächer. Bis zum Eintritt der Religionsmündigkeit 
entscheiden die Erziehungsberechtigten, in welchem dieser Fächer ihr Kind unterrichtet wird.  

(2)  Der Religionsunterricht wird unbeschadet des allgemeinen Aufsichtsrechtes des Freistaates nach 
den Grundsätzen der Kirchen und Religionsgemeinschaften erteilt. Die Lehrer bedürfen zur Erteilung 
des Religionsunterrichtes der Bevollmächtigung durch die Kirchen und Religionsgemeinschaften. 
Diese haben das Recht, im Benehmen mit der staatlichen Aufsichtsbehörde die Erteilung des Religi-
onsunterrichtes zu beaufsichtigen.  

(3)  Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen. 

Artikel 107 

(...) 

(4)  Hochschulen in freier Trägerschaft sind zulässig. Das Nähere bestimmt ein Gesetz.  

Artikel 108 

(1)  Die Erwachsenenbildung ist zu fördern.  

(2)  Einrichtungen der Erwachsenenbildung können außer durch den Freistaat und die Träger der 
Selbstverwaltung auch durch freie Träger unterhalten werden. 

10. Abschnitt: Die Kirchen und Religionsgemeinschaften 

Artikel 109 

(1)  Die Bedeutung der Kirchen und Religionsgemeinschaften für die Bewahrung und Festigung der 
religiösen und sittlichen Grundlagen des menschlichen Lebens wird anerkannt.  

(2)  Die Kirchen und Religionsgemeinschaften sind vom Staat getrennt. Sie entfalten sich bei der Er-
füllung ihrer Aufgaben im Rahmen des für alle geltenden Gesetzes frei von staatlichen Eingriffen. Die 
Beziehungen des Landes zu den Kirchen und Religionsgemeinschaften werden im übrigen durch Ver-
trag geregelt.  

(3)  Die diakonische und karitative Arbeit der Kirchen und Religionsgemeinschaften wird gewährleis-
tet.  

(4)  Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der Verfassung des Deutschen Reiches 
vom 11. August 1919 sind Bestandteil dieser Verfassung.  

 

 



Artikel 110 

(1)  Werden durch die Kirchen und Religionsgemeinschaften im öffentlichen Interesse liegende ge-
meinnützige Einrichtungen oder Anstalten unterhalten, so besteht Anspruch auf angemessene Kosten-
erstattung durch das Land nach Maßgabe der Gesetze.  

(2)  Freie Träger mit vergleichbarer Tätigkeit und gleichwertigen Leistungen haben den gleichen An-
spruch.  

Artikel 111 

(1)  Die Kirchen und Religionsgemeinschaften sind berechtigt, zur Ausbildung von Pfarrern und kirch-
lichen Mitarbeitern eigene Lehreinrichtungen zu unterhalten. Diese sind staatlichen Lehreinrichtungen 
gleichgestellt, wenn sie den schul- und hochschulrechtlichen Bestimmungen entsprechen.  

(2)  Die Lehrstühle an theologischen Fakultäten und die Lehrstühle für Religionspädagogik werden im 
Benehmen mit der Kirche besetzt. Abweichende Vereinbarungen bleiben unberührt.  

Artikel 112 

(1)  Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Leistungen des Landes an die 
Kirchen werden gewährleistet.  

(2)  Die Baudenkmale der Kirchen und Religionsgemeinschaften sind, unbeschadet des Eigentums-
rechtes, Kulturgut der Allgemeinheit. Für ihre bauliche Unterhaltung haben die Kirchen und Religi-
onsgemeinschaften daher Anspruch auf angemessene Kostenerstattung durch das Land nach Maßgabe 
der Gesetze. 

11. Abschnitt: Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 116 

Wer im Gebiet des heutigen Freistaates Sachsen oder als Bewohner dieses Gebietes durch nationalso-
zialistische oder kommunistische Gewaltherrschaft wegen seiner politischen, religiösen oder weltan-
schaulichen Überzeugung oder wegen seiner Rasse, Abstammung oder Nationalität oder wegen seiner 
sozialen Stellung oder wegen seiner Behinderung oder wegen seiner gleichgeschlechtlichen Orientie-
rung oder in anderer Weise willkürlich geschädigt wurde, hat nach Maßgabe der Gesetze Anspruch auf 
Wiedergutmachung. 

 


